BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 21/204
Landtag 08.12.2023
21. Wahlperiode

Bericht und Antrag des Verfassungs- und Geschiftsordnungs-
ausschusses

Anderung der Geschiftsordnung der Bremischen Biirgerschaft

I. Bericht

Im Rahmen der Anwendung der von der Biirgerschaft (Landtag) in ihrer
Sitzung am 29. Juni 2023 beschlossenen Geschaftsordnung — GO - zeigte
sich an einigen Stellen Anderungsbedarf. Deshalb befasste sich der
Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss in seiner Sitzung am 22.
November 2023 mit dieser Thematik.

Die Formulierung in § 28 Absatz 3 GO, wonach bei verfassungsandernden
Gesetzen ,nach* der dritten Lesung eine namentliche Abstimmung
stattfindet, ist etwas ungenau. Deshalb schlagt der Ausschuss vor, das Wort
»nach* durch den Passus ,im Anschluss an die dritte Lesung“ zu ersetzen.

AuBerdem diskutierte der Ausschuss die Regelungen liber den Zutritt zum
Plenarsaal. Nach § 56 Absatz 1 GO ist der Aufenthalt im Plenarsaal anderen
Personen als Mitgliedern der Biirgerschaft und Mitgliedern und
Beauftragten des Senats nur mit Genehmigung der Prasidentin oder des
Prasidenten gestattet. Nach dieser Vorschrift haben weder die:der
Landesbehindertenbeauftragte, die:der von der Biirgerschaft gewahlt und
vom Biirgerschaftsvorstand ernannt wird, noch die:der Polizei- und
Feuerwehrbeauftragte, deren:dessen Wahl durch die Deputation fiir Inneres
von der Biirgerschaft bestatigt und die:der von dem:der Prasident:in der
Biirgerschaft ernannt wird, ein Zutrittsrecht zum Plenarsaal. Gleiches gilt fiir
die noch einzurichtende Leitung der Landesantidiskriminierungsstelle.
Nach den entsprechenden Fachgesetzen haben sie das Recht, an der
parlamentarischen Beratung von Gegenstanden, die in ihrem Aufgaben-
bereich liegen, teilzunehmen. Auch soll ihnen nach den fachgesetzlichen
Regelungen in der Aussprache lber den Tatigkeitsbericht Gelegenheit zur
Vorstellung des Berichts gegeben werden. Deshalb regt der Ausschuss an, §
56 Absatz 1 GO entsprechend zu erganzen.

Nach § 64 Absatz 6 Satz 4 GO ist bei der verbundenen Einzelwahl der
Stimmzettel ungiiltig, wenn ein Kreuz fehlt. Das bedeutet, dass, wenn nur
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ein Kreuz fehlt, die fir alle anderen Bewerber:innen auf diesem Stimmzettel
abgegebenen Stimmen nicht gezahlt werden. Das erscheint dem
Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss unverhaltnismafig. Er regt
deshalb an, eine Regelung zu treffen, die sicherstellt, dass alle fiir eine:n
Bewerber:in abgegebenen Stimmen auch gezahlt werden.

Weiter diskutierte der Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss die
Notwendigkeit, auch stellvertretende Ausschussmitglieder zu benennen, die
in § 73 Absatz 1 Satz 3 GO vorgesehen ist. Nach § 73 Absatz 2 Satz 2 GO
kann jedoch die Stellvertretung nicht nur durch die stellvertretenden
Mitglieder, sondern auch durch jedes Mitglied derselben Fraktion ausgelibt
werden, wenn dies der Ausschussvorsitzenden oder dem Ausschussvor-
sitzenden angezeigt wird. Von dieser Moglichkeit wird sehr haufig Gebrauch
gemacht. Auch fiir die Deputationen werden nur Mitglieder, nicht jedoch
stellvertretende Mitglieder benannt. Deshalb schlagt der Verfassungs- und
Geschaftsordnungsausschuss vor, kiinftig auch fiir die Ausschiisse auf die
Benennung stellvertretender Mitglieder zu verzichten.

Wesentlicher Bestandteil der Diskussion im Ausschuss war die Frage, ob
und inwieweit die Regelungen zu Film- und Fotoaufnahmen aus den
Sitzungen geodffnet werden sollten. Nach § 88 GO sind Bild- und
Tonaufnahmen zu privaten Zwecken nur zuldssig, soweit der Parlaments-
betrieb sowie die Personlichkeitsrechte der im Gebaude Anwesenden
hiervon nicht beeintrachtigt werden, in Sitzungsraumen sind sie nur
wahrend sitzungsfreier Zeiten zulassig. Bild- und Tonaufnahmen zu
gewerblichen, insbesondere zu Werbezwecken, sind grundsatzlich nicht
zuldssig. Im Ubrigen diirfen Gerite zur Aufzeichnung, Ubermittlung,
Ubertragung oder Wiedergabe von Bild und Ton nur mit Genehmigung der
Prasidentin oder des Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft benutzt
werden. Die Genehmigung der Prasidentin oder des Prasidenten gilt als
erteilt fir Ton- und Bildaufnahmen, wenn sie von Journalistinnen und
Journalisten von der Pressetribline aus angefertigt werden. Aufnahmen in
Bild und Ton sind von diesen auch in 6ffentlichen Sitzungen der
Ausschiisse, Unterausschiisse und Enquetekommissionen sowie der
Deputationen grundsatzlich zulassig.

Angesichts des immer weiter verbreiteten Fotografierens und Filmens mit
Handykameras hat der Ausschuss die Frage diskutiert, inwieweit Foto- und
Filmaufnahmen von Besuchenden wahrend der Sitzungen von der
Besuchertribline aus zugelassen werden konnen. Dabei ist allerdings zu
beachten, dass von derartigen Aufnahmen grundsatzlich auch solche
Personen betroffen sein konnen, die ihre Zustimmung zur Erstellung von
Bildern nicht erteilt haben, wie beispielsweise Mitarbeitende der
Biirgerschaftskanzlei oder der Fraktionen. Auch lasst sich bei privaten Film-
oder Fotoaufnahmen aus laufenden Sitzungen nicht sicherstellen, dass
diese nicht verwendet werden, um die Abgebildeten lacherlich oder
verachtlich zu machen oder dass Bildausschnitte aus dem Zusammenhang
gerissen und so verfalscht werden. Deshalb sollte nach Auffassung des
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Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschusses auf eine Ausweitung der
Regelung zu Foto- und Filmaufnahmen durch Besuchende aus dem
Plenarsaal verzichtet werden.

Jedoch regt der Ausschuss nach intensiver Diskussion an, die in der
Geschaftsordnung vorhandenen Regelungen zu konkretisieren. In § 88
Absatz 1 sollte klargestellt werden, dass das grundsatzliche Film- und
Fotoverbot nicht nur in den Sitzungsraumen, sondern auch im Plenarsaal
gilt. Auch regt der Ausschuss an, eine Regelung zu Fotos durch
Abgeordnete zu treffen. Damit wiirde das bereits jetzt zu beobachtende
Verhalten der Abgeordneten, eigene Fotos zu machen, geregelt werden.
Dariiber hinaus kann auch eine Regelung zu Foto- und Filmaufnahmen
durch Mitarbeitende der Fraktionen getroffen werden.

Die vom Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss im Einzelnen
vorgeschlagenen Anderungen der Geschaftsordnung sind in der
nachfolgenden Synopse farbig markiert. Streichungen sind griin,
Erganzungen gelb gekennzeichnet.

Der Aufenthalt im Plenarsaal ist
anderen Personen als Mitgliedern der
Birgerschaft und Mitgliedern und
Beauftragten des Senats nur mit
Genehmigung der Prasidentin oder
des Prasidenten gestattet.

Lfd. |[Fassung alt Fassung neu

Nr.

1 § 28 Absatz 3 § 28 Absatz 3
Antrage, die verfassungsandernde |Antrage, die verfassungsandernde
Gesetzesvorlagen betreffen, sind in  |Gesetzesvorlagen betreffen, sind in
drei Lesungen an drei verschiedenen |drei Lesungen an drei verschiedenen
Tagen zu beraten. Die Burgerschaft |Tagen zu beraten. Die Blrgerschaft hat
hat die Vorlage nach der ersten die Vorlage nach der ersten Lesung an
Lesung an einen nicht standigen einen nicht standigen Ausschuss nach
Ausschuss nach Artikel 125 der Artikel 125 der Landesverfassung der
Landesverfassung der Freien Freien Hansestadt Bremen zu
Hansestadt Bremen zu Uberweisen. |lUberweisen. Nach Eingang des
Nach Eingang des Berichtes dieses |Berichtes dieses Ausschusses haben
Ausschusses haben zwei weitere zwei weitere Lesungen an
Lesungen an verschiedenen Tagen |verschiedenen Tagen stattzufinden.
stattzufinden. Nach der dritten Nach der dritten Im Anschluss an die
Lesung findet eine namentliche dritte Lesung findet eine namentliche
Abstimmung statt. Abstimmung statt.

2 |§56 Absatz 1 § 56 Absatz 1

Der Aufenthalt im Plenarsaal ist
anderen Personen als Mitgliedern der
Burgerschaft, und Mitgliedern des
Senats, und Beauftragten des Senats,
der:dem
Landesbehindertenbeauftragten,
der:dem Polizei- und
Feuerwehrbeauftragten und der Leitung
der Landesantidiskriminierungsstelle
nur mit Genehmigung der Prasidentin
oder des Prasidenten gestattet. Das

Nahere regelt die Hausordnung.




(1) Bei der Zusammensetzung der
Ausschisse sind in der Regel die
Fraktionen der Burgerschaft nach
ihrer Starke zu berlcksichtigen. Fur
die Berechnung der auf die jeweilige
Fraktion entfallenden Sitze wird das
Proportionalverfahren nach
Hare/Niemeyer zugrundgelegt. Die
Fraktionen benennen der Prasidentin
oder dem Prasidenten die
Ausschussmitglieder und eine
entsprechende Anzahl
Stellvertreterinnen und Stellvertreter.
Sie haben der Prasidentin oder dem
Prasidenten jede Anderung in der
Besetzung schriftlich oder per Mail
mitzuteilen. Andert sich die
Zusammensetzung der Fraktionen,
sind auf Antrag einer Fraktion die
Stellen der Ausschlsse neu zu
benennen, die von der Anderung
betroffen sind. Die Prasidentin oder
der Prasident gibt die Vorsitzenden,
die Ubrigen Mitglieder und die
stellvertretenden Mitglieder sowie die
spateren Anderungen der
Burgerschaft bekannt.

(2) In den Ausschissen ist das
ordentliche Mitglied stimmberechtigt.
Ist das ordentliche Mitglied
verhindert, kann die Stellvertretung
durch ein stellvertretendes Mitglied
oder durch jedes Mitglied derselben
Fraktion ausgelbt werden, wenn dies
der Ausschussvorsitzenden oder dem
Ausschussvorsitzenden angezeigt
wird.

Lfd. |[Fassung alt Fassung neu
Nr.
3 § 64 Absatz 6 § 64 Absatz 6
Mehrere Personen kdnnen in einem |Mehrere Personen kénnen in einem
Wahlgang gewahlt werden, wenn Wahlgang gewahlt werden, wenn nicht
nicht eine Fraktion widerspricht. eine Fraktion widerspricht. Werden
Werden mehrere Personen in einem |mehrere Personen in einem Wahlgang
Wahlgang in geheimer Wahl gewahlt, [in geheimer Wahl gewahlt, so sind die
so sind die Namen der Namen der Vorgeschlagenen in
Vorgeschlagenen in alphabetischer |alphabetischer Reihenfolge auf dem
Reihenfolge auf dem Stimmzettel Stimmzettel aufzufihren. Dabei muss
aufzufiihren. Dabei muss die bei jeder zu wahlenden Person die
Méglichkeit bestehen, mit Ja, Nein Moglichkeit bestehen, mit Ja, Nein oder
oder Enthaltung zu stimmen. Fehlt  |Enthaltung zu stimmen. Fehlt ein
ein Kreuz, ist der Stimmzettel Kreuz, ist der Stimmzettel ungultig.
ungultig. Enthalt ein Stimmzettel zu keinem
Wahlvorschlag eine Kennzeichnung, ist
er ungultig.
4 § 73 Absatz 1 und 2 § 73 Absatz 1 und 2

(1) Bei der Zusammensetzung der
Ausschisse sind in der Regel die
Fraktionen der Birgerschaft nach ihrer
Starke zu bertcksichtigen. Fur die
Berechnung der auf die jeweilige
Fraktion entfallenden Sitze wird das
Proportionalverfahren nach
Hare/Niemeyer zugrundgelegt. Die
Fraktionen benennen der Prasidentin
oder dem Prasidenten die
Ausschussmitglieder und eine
entsprechende Anzahl
Stellvertreterinnen und Stellvertreter.
Sie haben der Prasidentin oder dem
Prasidenten jede Anderung in der
Besetzung schriftlich oder per Mail
mitzuteilen. Andert sich die
Zusammensetzung der Fraktionen, sind
auf Antrag einer Fraktion die Stellen
der Ausschisse neu zu benennen, die
von der Anderung betroffen sind. Die
Prasidentin oder der Prasident gibt die
Vorsitzenden und die Gbrigen Mitglieder
und die stellvertretenden Mitglieder
sowie die spateren Anderungen der
Bilrgerschaft bekannt.

(2) In den Ausschiissen ist das
ordentliche Mitglied stimmberechtigt. Ist
das ordentliche Mitglied verhindert,
kann die Stellvertretung durch ein
stellvertretendes Mitglied oder durch
jedes Mitglied derselben Fraktion
ausgeibt werden, wenn dies der
Ausschussvorsitzenden oder dem
Ausschussvorsitzenden angezeigt wird.




(1) Bild- und Tonaufnahmen zu
privaten Zwecken sind nur zulassig,
soweit der Parlamentsbetrieb sowie
die Persodnlichkeitsrechte der im
Gebaude Anwesenden hiervon nicht
beeintrachtigt werden, in
Sitzungsrdumen sind sie nur wahrend
sitzungsfreier Zeiten zulassig. Die
Rechte Dritter bleiben unberihrt.

(2) Bild- und Tonaufnahmen zu
gewerblichen, insbesondere zu
Werbezwecken, sind grundsatzlich
nicht zulassig.

(3) Im Ubrigen diirfen Geréate zur
Aufzeichnung, L"Jbermittlung,
Ubertragung oder Wiedergabe von
Bild und Ton nur mit Genehmigung
der Prasidentin oder des Prasidenten
der Bremischen Burgerschaft benutzt
werden. Die Genehmigung der
Prasidentin oder des Prasidenten gilt
als erteilt fir Ton- und
Bildaufnahmen, wenn sie von
Journalistinnen und Journalisten von
der Pressetribline aus angefertigt
werden. Aufnahmen in Bild und Ton
sind von diesen auch in 6ffentlichen
Sitzungen der Ausschusse,
Unterausschusse und
Enquetekommissionen sowie der
Deputationen grundsatzlich zulassig.
Ein Ausschuss kann mit
Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder im Einzelfall
abweichende Regelungen treffen. In
Sitzungen von
Untersuchungsausschiissen
bedirfen Aufnahmen in Bild und Ton
der Genehmigung des betreffenden
Ausschusses. Die Ablichtung
personlicher Unterlagen ist untersagt.

Lfd. |[Fassung alt Fassung neu
Nr.
5 § 88 § 88

(1) Bild- und Tonaufnahmen zu privaten
Zwecken sind nur zulassig, soweit der
Parlamentsbetrieb sowie die
Personlichkeitsrechte der im Gebaude
Anwesenden hiervon nicht
beeintrachtigt werden, im Plenarsaal
und in Sitzungsrdumen sind sie nur
wahrend sitzungsfreier Zeiten zulassig.
Mitgliedern der Blrgerschaft ist es
gestattet, eigene Fotos (insbesondere
Selfies) sowie auf deren ausdrucklichen
Wunsch Fotos anderer Mitglieder der
Bilrgerschaft anzufertigen, soweit
hierdurch die parlamentarische Arbeit
und die Wirde des Hauses nicht
beeintrachtigt werden. Die Rechte
Dritter bleiben unberihrt.

(2) Bild- und Tonaufnahmen zu
gewerblichen, insbesondere zu
Werbezwecken, sind grundsatzlich
nicht zulassig.

(3) Im Ubrigen durfen Gerate zur
Aufzeichnung, Ubermittlung,
Ubertragung oder Wiedergabe von Bild
und Ton nur mit Genehmigung der
Prasidentin oder des Prasidenten der
Bremischen Burgerschaft benutzt
werden. Die Genehmigung der
Prasidentin oder des Prasidenten gilt
als erteilt fir Ton- und Bildaufnahmen,
wenn sie von Journalistinnen und
Journalisten von der Pressetribline aus
angefertigt werden. Aufnahmen in Bild
und Ton sind von diesen auch in
offentlichen Sitzungen

der Ausschisse, Unterausschisse und
Enquetekommissionen sowie der
Deputationen grundsatzlich zulassig.
Ein Ausschuss kann mit
Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder im Einzelfall
abweichende Regelungen treffen. In
Sitzungen von
Untersuchungsausschuissen bedurfen
Aufnahmen in Bild und Ton der
Genehmigung des betreffenden
Ausschusses. Die Ablichtung
personlicher Unterlagen ist untersagt.

(4) Daneben gilt die Genehmigung
auch als erteilt fur Bild- und
Tonaufnahmen im Plenarsaal durch




Lfd.
Nr.

Fassung alt

Fassung neu

Mitarbeitende der Fraktionen, wenn sie
fur redaktionelle Beitrage in
Fraktionspublikationen bestimmt sind
und von der Pressetriblne im
Plenarsaal aus angefertigt werden. Ein
Streaming oder die Aufzeichnung von
kompletten Reden darf nicht erfolgen.
Die Fraktionen sind bei der
Verwendung der Bild- und
Tonaufnahmen in gleicher Weise wie
Journalistinnen und Journalisten zur
Einhaltung der Publizistischen
Grundsatze des Deutschen Presserats

(Pressecodex) verpflichtet.

(5) Das Nahere regelt die
Hausordnung.

Die Beschlussempfehlung des Verfassungs- und Geschaftsordnungs-
ausschusses erging einstimmig.

II.

Antrag

Die Biirgerschaft (Landtag) moge beschlieBen:

Die Geschaftsordnung der Bremischen Biirgerschaft in der Fassung des
Ubernahmebeschlusses vom 29. Juni 2023 wird wie folgt gedndert:

1.

In § 28 Absatz 3 Satz 4 werden die Worter ,Nach der dritten“ durch die
Worter ,,Im Anschluss an die dritte“ ersetzt.

§ 56 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

~Der Aufenthalt im Plenarsaal ist anderen Personen als Mitgliedern der
Birgerschaft, Mitgliedern des Senats, Beauftragten des Senats,
der:dem Landesbehindertenbeauftragten, der:dem Polizei- und
Feuerwehrbeauftragten und der Leitung der Landesantidiskriminie-
rungsstelle nur mit Genehmigung der Prasidentin oder des Prasidenten
gestattet. Das Nahere regelt die Hausordnung.*

§ 64 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

.Mehrere Personen kdnnen in einem Wahlgang gewahlt werden, wenn
nicht eine Fraktion widerspricht. Werden mehrere Personen in einem
Wahlgang in geheimer Wahl gewabhlt, so sind die Namen der
Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf dem Stimmzettel
aufzufiihren. Dabei muss bei jeder zu wahlenden Person die
Moglichkeit bestehen, mit Ja, Nein oder Enthaltung zu stimmen. Enthalt
ein Stimmzettel zu keinem Wahlvorschlag eine Kennzeichnung, ist er
ungiiltig.”




4. § 73 wird wie folgt geandert:

a) In § 73 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,,und eine
entsprechende Anzahl Stellvertreterinnen und Stellvertreter
gestrichen.

b) In § 73 Absatz 2 werden die Worter ,durch ein stellvertretendes
Mitglied oder” gestrichen.

5. § 88 wird wie folgt geandert:

a) In § 88 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem zweiten Komma die
Worter ,im Plenarsaal und“ eingefiigt.

b) Nach § 88 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefligt:

.Mitgliedern der Biirgerschaft ist es gestattet, eigene Fotos
(insbesondere Selfies) sowie auf deren ausdriicklichen Wunsch
Fotos anderer Mitglieder der Biirgerschaft anzufertigen, soweit
hierdurch die parlamentarische Arbeit und die Wiirde des Hauses
nicht beeintrachtigt werden.”

c) Bisheriger § 88 Absatz 1 Satz 2 wird zu Satz 3.
d) Nach § 88 Absatz 3 werden folgende Absatze 4 und 5 angefligt:

»(4) Daneben gilt die Genehmigung auch als erteilt fiir Bild- und
Tonaufnahmen im Plenarsaal durch Mitarbeitende der Fraktionen,
wenn sie firr redaktionelle Beitrage in Fraktionspublikationen
bestimmt sind und von der Pressetribline im Plenarsaal aus
angefertigt werden. Ein Streaming oder die Aufzeichnung von
kompletten Reden darf nicht erfolgen. Die Fraktionen sind bei der
Verwendung der Bild- und Tonaufnahmen in gleicher Weise wie
Journalistinnen und Journalisten zur Einhaltung der Publizistischen
Grundsatze des Deutschen Presserats (Pressecodex) verpflichtet.

(5) Das Nahere regelt die Hausordnung.”

Antje Grotheer

Prasidentin



	Bremische Bürgerschaft
	Drucksache 21/204
	Bericht und Antrag des Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschusses
	Änderung der Geschäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft



